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Kommunalfinanzen: Marc
Lies fragt nach Vergleichen
LUXEMBURG Wohl in der Absicht, auf
das was da kommen mag vorbereitet
zu sein, hat sich der Hesperinger
Bürgermeister und CSV-Angeord-
nete Marc Lies mit einer parlamen-
tarischen Frage an Innenministerin
Taina Bofferding gewandt. Lies frag-
te nach einer Tabelle für das Jahr
2019 in der für jede Gemeinde die
Zuwendungen aufgelistet werden.
Im Weiteren bat er um eine Tabelle
aller Gemeinden und deren Gewer-
besteuer. Der Abgeordneten wollte
auch noch eine Vergleichstabelle für
alle Gemeinden auf der Grundlage
der stattlichen Zuwendungen und
der Gewerbesteuer für die Jahre
2017, 2018 und 2019. Innenminis-
terin Taina Bofferding erläuterte
noch einmal das Verteilungsschema
des „Fonds de dotation globale des
communes“ (FDGC) an die Kom-
munen: Eine Pauschale, als zweites
die Bevölkerungszahl (82 Prozent
der Zuwendung), eine nachhaltige
Beschäftigungspolitik (drei Prozent),
der sozioökonomische Index der
jeweiligen Gemeinde (neun bis zehn
Prozent) , Aufwand für sozialen
Wohnungsbau (null bis ein Prozent)
und die Gesamtfläche (fünf Prozent).
Bofferding kam dem Wunsch von
Lies nach Tabellen nach und liefert
eine tabellarische Aufstellung der Ge-
meindefinanzen für die Jahre 2017,
2018 und 2019 für alle 102 Gemeinen
Luxemburgs. Allerdings ist diese
Tabelle so groß und ausführlich, dass
sie in einer Tageszeitung quasi nicht
darstellbar ist. Bofferding kündigt
auch eine Evaluation der Kommunal-
finanzreform an. LJ

Kommunalfinanzen:
Ein Loch von 700 Mio. Euro
LUXEMBURG Die Vorlage zur gest-
rigen Sitzung des Innen- und
Gleichstellungsausschusses der
Abgeordnetenkammer, die sich mit
der zu erwartenden Finanzsituation
für die Gemeinde beschäftigte, gibt
allen Pessimisten Recht. Gegenüber
der Mittelfristigen Finanzplanung
(LPFP) von 2019 bis 2023 brechen
die Zahlen deutlich ein.
Rechneten das Finanzministerium
und die Finanzinspektion noch im
Oktober 2019 für 2020 mit einem
Überschuss von 341 Millionen
Euro für den kommunalen Sektor,
bei Einnahmen von 3,469 und
Ausgaben von 3,128 Milliarden
Euro, so sinken diese Zahlen laut
Vorlage drastisch.
Schon im März hat das statistische
Amt STATEC schon pessimistische
Zahlen an Eurostat übermittelt.
Gegenüber der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung steigen die Ausgaben
2020 um 253 Millionen Euro, die
Einnahmen gehen gegenüber der
Projektion um 99 Millionen zurück,
was ein Gesamtminus von 352 Mio.
Euro bedeutet.
Doch schon aufgrund der Zahlen für
den April 2020 sieht das „Comité
économique et financier national”
(CEFN) ein noch größeres Loch in
der kommunalen Finanzdecke. Bei
Übernahme der von Statec errechne-
ten Ausgaben 3,38 Milliarden Euro
geht das Komitee von einem gewalti-
gen Einbruch auf der Einnahmeseite
von -460 Millionen Euro gegenüber
der mittelfristigen Finanzplanung
aus. Was am Ende des Jahres ein
Gesamtdefizit von 713 Millionen
Euro für den kommunalen Sektor
ausmachen würde. LJ
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Der zweite Punkt der Tagesord-
nung der gestrigen Sitzung des
Vorstandes des Städte- und Ge-
meindebundes SYVICOL - aus

Corona-Gründen wieder im großen Rats-
saal der Stadt Luxemburg am Knuedler -
ließ sich nicht sehr unterhaltsam an.

Hier die wörtliche Fassung aus der Ta-
gesordnung (Ordre du jour): „Projet de loi
n°7514 portant modification: 1° de la loi
communale modifiée
du 13 décembre 1988;
2° de l’article 2045
du code civil; 3° de la
loi du 11 juillet 1957
portant réglementati-
on du camping; 4° de
la loi modifiée du 24
décembre 1985 fixant
le statut général des
fonctionnaires com-
munaux; 5° de la loi
modifiée du 23 février
2001 concernant les
syndicats de commu-
nes; 6° de la loi élec-
torale modifiée du 18
février 2003; 7° de la loi modifiée du 8 avril
2018 sur les marchés publics.“

Weniger Aufsicht, mehr Partnerschaft
Alles klar? Hinter diesem Monstrum von
einem Tagesordnungspunkt verbarg sich
nichts anderes als zentrale Änderungen
im Verhältnis zwischen Innenministeri-
um – dem „Aufsichtführenden Ministeri-
um“ – und den Gemeinden. In Zukunft
sollen die Gemeinden in vielen Fällen, in
denen sie bisher in der „Rue Beaumont“
nachfragen oder sich gar eine Genehmi-
gung holen mussten, alleine entscheiden
dürfen. Oder zumindest mit dem Prinzip
leben können „Wer schweigt, stimmt zu.“
Soll heißen, wenn sich das Ministerium
nicht binnen einer bestimmten Frist äu-
ßert, gilt das als Zustimmung.

Das Paket von Änderungen verschiede-
ner Einzelgesetze zur „Tutelle administra-
tive“ ist nicht mit dem neuen Gemeinde-
gesetz zu verwechseln, das die Kommunen
auf eine ganz neue Rechtsgrundlage stel-
len wird.

Innenministerin Taina Bofferding hatte
schon mit Beginn ihrer Amtszeit verkün-
det, dass sie das hierarchische Verhältnis
zwischen Ministerium und Gemeinden be-
enden wollte. Sie sieht das Innenministe-
rium zukünftig als Partner der Gemeinden
– was einigen altgedienten Beamten in der
„Rue Beaumont“ Bauchschmerzen bereiten

dürfte. Allerdings hatte schon ihr Vorgän-
ger Dan Kersch, etliche alte Zöpfe, wie etwa
die Distriktskommissariate, abgeschnitten
und hausintere Bremser versetzt.

Auch wenn Gérard Koob, der Sekretär
des SYVICOL, gleich zu Anfang erklärte,
dass der geschäftsführende Vorstand des
Städte- und Gemeindebundes sich für ein
zustimmendes Gutachten (Avis) zu den Ge-
setzesänderungen ausspricht, liegt der Teu-
fel im Detail. Auch wenn die Einstellung zu
weniger „Aufsicht“ durch das Ministerium
und die angestrebte Verwaltungsvereinfa-
chung positiv sei, habe der SYVICOL eine
Reihe von Änderungswünschen am vorlie-
genden Gesetzestext. „Der Gesetzestext hat
noch Mängel, stellt aber einen deutlichen
Fortschritt dar.“ Der SYVICOL beruft sich
in etlichen Einzelpunkten argumentativ

auf die Charta des Europarates zur Auto-
nomie der Kommunen.

Ein Beispiel für einen Knackpunkt ist,
dass sich das Ministerium, damit der Staat,
das Recht bewahren will, Schöffen bei Fehl-
verhalten abzusetzen. Nach seiner Auffas-
sung nimmt ein Schöffenrat gleichermaßen
kommunale wie staatliche Aufgaben wahr.
Daraus leitet das Ministerium das Recht
ab, über die Amtsführung eines Schöffen
entscheiden zu können. Die Vertreter der
Kommunen sehen die Sache naturgemäß
anders. Es gebe von kommunaler Seite ge-
nügend Instrumente einen Schöffen oder

Schöffenrat abzuwäh-
len. Der Kompromiss-
vorschlag des SYVO-
COL lautet, dem Staat
einen Eingriff in den
Schöffenrat nur dann
zuzugestehen, wenn
es im Rahmen einer
staatlichen Aufgabe zu
einem Fehlverhalten
gekommen ist.

Der zentrale Punkt
des Gesetzes ist die In-
formationspflicht ans
Innenministerium, die
den bisherigen, nahe-
zu flächendeckenden

Genehmigungsvorbehalt des Innenminis-
teriums ablösen soll. Informieren und vier
Wochen oder drei Monate abwarten, und
wenn dann nichts Negatives aus dem Minis-
terium kommt, kann die Sache umgesetzt
werden. Formal betrachtet darf die Gemein-
de mit der Verabschiedung des Vorhabens
auch mit der Umsetzung beginnen, hat aber
Pech wenn das Ministerium innerhalb seiner
Einspruchsfrist dann doch noch ein „Nein“
nachschiebt. Diskussionen gab es gestern
unter den SYVICOL-Vorständlern darüber,
ob mit einer dreimonatigen Einspruchsfrist
– formal nur Wartezeit – des Innenministeri-
ums nicht doch wieder eine „Genehmigung“
durch die Hintertür eingeführt wird. Der
SYVOCOL-Vorstand war sich einig, dass 30
Tage für eine mögliche negative Reaktion des
Innenministeriums ausreichen müssen. •

Ganz gut, aber...
SYVICOL sieht Gesetzesänderungen über „Tutelle“ positiv, will aber Details ändern
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„Der Gesetzestext hat
noch Mängel, stellt
aber einen deutlichen

Fortschritt dar“
GERARD KOOB Sekretär des SYVICOL

Corona-bedingt traf sich der Vorstand des Städte- und Gemeindebundes SYVICOL gestern wieder im Ratssaal der Hauptstadt Foto: pw


